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Norm

AsylG 1997 810

AsylG 1997 §7

AsylG 1997 88 Abs1

AsylG 1997 88 Abs2

AsylG 2005 8§10

AVG 866 Abs4

AsylG 2005 § 10 heute

AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 8 10 gltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007

S A L o

-

—_

. AVG 8 66 heute
2. AVG 8§ 66 giiltig ab 01.01.1999 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 158/1998
3. AVG § 66 glltig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

Spruch
D1 313128-1/2008/7E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. STRACKER als Vorsitzenden und den Richter Mag. KANHAUSER als
Beisitzer Uber die Beschwerde der XXXX, StA. Weilrussland, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom
21.06.2007, FZ. 05 00.067-BAW, nach Durchfiihrung einer mundlichen Verhandlung am 02.03.2010 zu Recht
erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. STRACKER als Vorsitzenden und den Richter Mag. KANHAUSER
als Beisitzer Uber die Beschwerde der romisch 40, StA. Weilrussland, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom
21.06.2007, FZ. 05 00.067-BAW, nach Durchfiihrung einer mtindlichen Verhandlung am 02.03.2010 zu Recht erkannt:
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I. Die Beschwerde wird hinsichtlich der Spruchpunkte I. und Il. gemaf3 8 7 Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76 und 8 8 Abs. 1
Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76 in der Fassung BGBI. | Nr. 101/2003, als unbegriindet abgewiesen.rémisch eins. Die
Beschwerde wird hinsichtlich der Spruchpunkte rémisch eins. und rémisch zwei. gemaR Paragraph 7, Asylgesetz 1997,
BGBI. romisch eins Nr. 76 und Paragraph 8, Absatz eins, Asylgesetz 1997, BGBI. romisch eins Nr. 76 in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,, als unbegriindet abgewiesen.

Il. Der Beschwerde gegen Spruchpunkt lll. des angefochtenen Bescheides wird stattgegeben und dieser Spruchpunkt
gemall 8 66 Abs. 4 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, ersatzlos behoben.rémisch
zwei. Der Beschwerde gegen Spruchpunkt rémisch drei. des angefochtenen Bescheides wird stattgegeben und dieser
Spruchpunkt gemaR Paragraph 66, Absatz 4, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, Bundesgesetzblatt

Nr. 51, ersatzlos behoben.
Text
Entscheidungsgrinde:

I. 1. Die minderjahrige (nunmehrige) Beschwerdefihrerin wurde anrémisch eins. 1. Die minderjahrige (nunmehrige)

Beschwerdeflihrerin wurde am

XXXX in XXXX geboren und stellte ihr Vater fur sie am 03.01.2005 einen Antrag auf die Gewahrung von Asykémisch 40

in rémisch 40 geboren und stellte ihr Vater flr sie am 03.01.2005 einen Antrag auf die Gewahrung von Asyl.

2. Am 10.04.2006 gab die Mutter der minderjahrigen Beschwerdeflhrerin als ihre gesetzliche Vertreterin der belangten
Behorde im Rahmen einer niederschriftlichen Einvernahme bekannt, dass ihre Tochter staatenlos sei und deshalb
weder in Weillrussland noch in der Russischen Féderation leben kénne. Ganz Europa sei gegen den weil3russischen
Prasidenten, es gebe dort keine Demokratie und in Russland wirde der Prasident Krieg gegen Tschetschenien fihren,

sodass es auch dort nicht sicher sei.

3. Das Bundesasylamt wies mit Bescheid vom 21.06.2007, FZ. 05 00.067-BAW, den Asylantrag der minderjahrigen
Beschwerdefihrerin gemal3 8 7 Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76, ab (Spruchpunkt I.) und erklarte ihre Zurtickweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung nach Weilrussland gemaR § 8 Absatz 1 Asylgesetz 1997, BGBI I Nr. 76 i. d.F. BGBI. |
Nr. 101/2003, fur zulassig (Spruchpunkt I1.). Gleichzeitig wurde sie unter Spruchpunkt Ill. gemafii8 8 Absatz 2 AsylG aus
dem &sterreichischen Bundesgebiet nach WeiRrussland ausgewiesen.3. Das Bundesasylamt wies mit Bescheid vom
21.06.2007, FZ. 05 00.067-BAW, den Asylantrag der minderjahrigen Beschwerdefuhrerin gemaR Paragraph 7,
Asylgesetz 1997, BGBI. romisch eins Nr. 76, ab (Spruchpunkt rémisch eins.) und erklarte ihre ZurlGckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung nach Weilrussland gemal Paragraph 8, Absatz 1 Asylgesetz 1997, BGBI rémisch
eins Nr. 76 i. d.F. Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,, fur zulassig (Spruchpunkt rémisch zwei.). Gleichzeitig
wurde sie unter Spruchpunkt rémisch drei. gemall Paragraph 8, Absatz 2 AsylG aus dem 0sterreichischen
Bundesgebiet nach Weildrussland ausgewiesen.

4. Gegen diesen, durch persénliche Ubernahme am 26.06.2007 zugestellten Bescheid wurde mit per Telefax vom
28.06.2007 der belangten Behdrde Ubermitteltem Schreiben Berufung (nunmehr: Beschwerde) erhoben.

5. Mit 1. Juli 2008 wurde die urspringlich zustandige Berufungsbehdrde, der Unabhdngige Bundesasylsenat aufgeldst,
an seine Stelle trat der neu eingerichtete Asylgerichtshof.

6. Am 02.03.2010 fand zur Ermittlung des maf3geblichen Sachverhalts eine 6ffentliche mindliche Verhandlung vor dem
Asylgerichtshof statt, an welcher die Eltern der Beschwerdefihrerin im Beisein ihres rechtsfreundlichen Vertreters
teilnahmen und dabei neuerlich zu ihren Fluchtgriinden befragt wurden.

7. Mit Erkenntnissen des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag, Zlen. D1 225393-0/2008/13E und D1 228271-0/2008/12E,
wurden die Berufungen (nunmehr: Beschwerden) des Vaters und der Mutter der Beschwerdefuhrerin gegen die
Bescheide der belangten Behdrde vom 16.11.2001, Zahl: 01 09.586-BAW, und 25.04.2002, Zahl: 02 04.979-BAW, gemal3
§8 7 Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76, und § 8 Abs. 1 Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76 in der Fassung BGBI. | Nr. 101/2003,
als unbegrindet abgewiesen.7. Mit Erkenntnissen des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag, Zlen. D1 225393-
0/2008/13E und D1 228271-0/2008/12E, wurden die Berufungen (nunmehr: Beschwerden) des Vaters und der Mutter
der Beschwerdeflhrerin gegen die Bescheide der belangten Behtérde vom 16.11.2001, Zahl: 01 09.586-BAW, und
25.04.2002, Zahl: 02 04.979-BAW, gemaR Paragraph 7, Asylgesetz 1997, BGBI. romisch eins Nr. 76, und Paragraph 8,
Absatz eins, Asylgesetz 1997, BGBI. rémisch eins Nr. 76 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,,
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als unbegrindet abgewiesen.
Il. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

1. Auf Grundlage des Verwaltungsaktes der belangten Behorde, der vor dem Asylgerichtshof durchgefiihrten
offentlichen mundlichen Verhandlung und der in diesem Verfahren herangezogenen Hintergrundberichte zur Lage im
Herkunftsstaat der Beschwerdefiihrerin, wird seitens des Asylgerichtshofes Folgendes festgestellt:

Die Beschwerdefiihrerin ist weiRrussische Staatsangehérige, wurde am XXXX in Osterreich geboren und filhrt den im
Spruch angefiihrten Namen. Sie ist die minderjahrige Tochter des XXXX (D1 225393) und der XXXX (D1 228271).Die
Beschwerdefiihrerin ist weiRrussische Staatsangehérige, wurde am rémisch 40 in Osterreich geboren und fithrt den im
Spruch angefiihrten Namen. Sie ist die minderjahrige Tochter des rémisch 40 (D1 225393) und der rémisch 40 (D1
228271).

Sie war in der Vergangenheit keinen asylrelevanten Ubergriffen ausgesetzt und drohen solche auch in Zukunft nicht.

Der Beschwerdeflhrerin droht zum Entscheidungszeitpunkt in ihrem Herkunftsstaat weder die Todesstrafe noch
unmenschliche Behandlung oder unverhaltnismaRige Strafe oder eine sonstige individuelle Gefahr. Die
Beschwerdefiihrerin ist gesund und kann aufgrund der Arbeitsfahigkeit beider Elternteile sowie der allgemeinen
wirtschaftlichen Lage in WeiBrussland auch nicht festgestellt werden, dass im Falle einer allfalligen Ruckkehr in den
Herkunftsstaat eine Existenzgefahrdung besttinde.

Auf Grundlage der herangezogenen Quellen ergeben sich folgende Landerfeststellungen:
POLITISCHE LAGE
Allgemeines

Die Republik Weil3russland erhielt ihre vollstandige staatliche Unabhangigkeit im Dezember 1991 mit der Auflosung der
Sowjetunion.

Die am 15.03.1994 vom Obersten Sowjet verabschiedete Verfassung der Republik WeiRrussland sieht als Staatsform
ein prasidiales System vor. Im Sommer 1994 fanden erstmals Prasidentschaftswahlen statt, aus denen in der Stichwahl
Alexander Lukaschenko mit Uber 80 % der Stimmen als Sieger hervorging. Im November 1996 errichtete Prasident
Lukaschenko auf Grundlage einer Verfassungsanderung die heutigen autoritdren Strukturen. Danach verfugt der
Prasident Uber umfangreiche legislative Rechte (prasidiale Dekrete, Erlasse und Anordnungen). Mit der
Verfassungsanderung vom 17.11.2004 im Rahmen eines Referendums wurde es Lukaschenko ermoglicht, bei den
Prasidentenwahlen 2006 (alle finf Jahre) fUr eine dritte Amtszeit zu kandieren.

Der Prasident bestimmt acht von 64 Mitgliedern des Oberhauses der Nationalversammlung (Rat der Republik).
Daruber hinaus ernennt und entlasst er samtliche Regierungsmitglieder und den Staatssekretar des Sicherheitsrates,
die Vorsitzenden und die Richter des Obersten Gerichts und des Verfassungsgerichts, den Vorsitzenden der Zentralen
Wahlkommission, den Generalstaatsanwalt, den Vorsitzenden der Nationalbank und den Vorsitzenden des Komitees
far Staatskontrolle.

Das Parlament besteht aus dem Rat der Republik (je acht Vertreter aus den sieben Regionen, acht weitere werden
durch den Prasidenten ernannt) sowie aus dem Reprasentantenhaus (110 Abgeordnete), das alle vier Jahre gewahlt

wird.
Parlamentswahlen 2008

Die Opposition ist nicht im Parlament vertreten. Bei den Parlamentswahlen vom 28. September 2008 konnte erneut
kein Kandidat der Opposition einen Wahlkreis gewinnen. Es waren zwar einige positive Akzente, wie eine bessere
Zusammenarbeit zwischen der OSZE-Beobachtermission und den weirussischen Behdrden sowie ein leicht
verbesserter Zugang der Opposition zu den Wahlkommissionen und zu den Massenmedien, erkennbar. Dennoch
konnten die Wahlen nach Einschatzung der OSZE-Wahlbeobachtungsmission die OSZE-Standards nicht erfllen.
Ausschlaggebend flur diese erneute negative Bewertung waren die Ablaufe am Wahltag selbst. Vor allem bei der
Stimmauszahlung kam es zu UnregelmalRigkeiten.

(Auswartiges Amt Berlin, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Weilrussland
[Belarus], Stand: Juni 2009, Seite 4)



Die Parlamentswahlen vom 28. September (2008) verfehlten nach Angaben des Endberichts der Beobachtermission
des Buros fur demokratische Institutionen und Menschenrechte der OSZE (ODIHR) die internationalen Standards fur
demokratische Wahlen deutlich. Trotz der Ankindigung des Prasidenten, freie und faire Wahlen durchfihren zu
lassen, behinderten staatliche Behdrden ernsthaft verfassungsmaRig garantierte Rechte wie die Meinungs- oder die
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit. Alle der 110 zu Mandatsgewinnern erkldrten Kandidaten waren letztendlich
Anhanger der Politik Lukaschenkos. Wie auch immer, aus dem Bericht gehen auch einige Verbesserungen hervor,
unter anderem die Kooperation mit Vertretern der OSZE/ODIHR und die Tatsache, dass es den Kandidaten erlaubt war,
Kundgebungen abzuhalten und TV- oder Radiospots senden zu lassen.

Nach offiziellen Ergebnissen erreichte Lukaschenko 83 % aller abgegebenen Stimmen, wobei er selbst seinen Wahlsieg
mit 93 % der Stimmen fir sich beanspruchte. Journalisten und internationale Wahlbeobachter schatzen die Kampagne,
die zum Wahlergebnis vom 28. September fiihrte, als "gedampft" ein.

(U.S. Department of State, 2008 Human Rights Report: Belarus, February 25th 2009, S. 11)
Opposition

Die nur im auBerparlamentarischen Raum agierende politische Opposition zeichnet sich durch anhaltende Uneinigkeit
und Spaltung aus. Auf der einen Seite gibt es die Vereinigten Demokratischen Krafte (VdK), deren Kern die
traditionellen Oppositionsparteien bilden: Partei der Belarussischen Volksfront (BNF), Vereinigte Burgerpartei (UCP),
Partei der Kommunisten von Belarus (PbK) sowie die Sozialdemokratische Partei (Gromada). Die jeweiligen
Vorsitzenden (Lebedko, Bortschtschewski, Kaljakin und Lewkowitsch) gehéren dem "Politischen Rat" - dem
FUhrungsgremium der VdK an. Auf der anderen Seite fihrt der ehemalige Prasidentschaftskandidat Milinkewitsch die
Bewegung "Fur die Freiheit" an. Sie wird von oppositionellen Jugendgruppen, einem christlichen Spektrum sowie
inoffiziell auch von Teilen der BNF unterstitzt und wurde im November 2008 registriert. Einen Beitritt zum "Politischen
Rat" der VdK lehnt diese Bewegung jedoch ab. Auch der ehemalige politische Gefangene und Vorsitzende einer der
drei Sozialdemokratischen Parteien, Statkewitsch, hat mit der "Europadischen Koalition" eine eigene Organisation
wahrend der Wahlkampagne aufgebaut und mit ca. 50 Kandidaten an der Wahl teilgenommen. Die Opposition kann
sich lediglich innerhalb enger, von Gesetzen und Prasidialdekreten gesteckter Grenzen betatigen. Im November 2005
wurde das Strafgesetzbuch dahingehend ergdnzt, dass die Teilnahme an Aktivitdten verbotener Organisationen mit
Strafen bis zu drei Jahren Haft belegt werden kann (Artikel 193). Seit Januar 2006 kénnen Oppositionelle, die Kontakt
zum Ausland pflegen, wegen "Diskreditierung der Republik Wei3russland" bis zu zwei Jahre inhaftiert werden. Bisher
sind jedoch keine konkreten Falle von Strafverfolgung auf dieser Grundlage bekannt geworden. Von 2006 bis Anfang
2008 wurden politisch motivierte Strafverfahren genutzt, um politisch missliebige Personen zu Gefangnisstrafen zu
verurteilen und damit mundtot zu machen. Im Zuge der Annaherung an Europa und erster Liberalisierungsschritte
wurden diese Gefangenen bis Ende August 2008 aus der Haft entlassen. Es gibt jedoch konkrete Hinweise, dass
Oppositionelle weiterhin der Gefahr politisch motivierter Strafverfahren ausgesetzt sind.

Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit

Die Verfassung und das Versammlungsgesetz garantieren das Recht, sich unter freiem Himmel zu versammeln. Die
Versammlungsfreiheit unterliegt aber in der Hauptstadt Minsk klaren Beschrankungen, die gesetzlich und in
Verordnungen der Stadt Minsk geregelt sind. Danach sind Demonstrationen und Kundgebungen im engeren Minsker
Stadtzentrum (Oktoberplatz, Prospekt und Platz der Unabhangigkeit) nur an drei Stellen moglich (auBerhalb der
"Bannmeile" um die im Stadtzentrum gelegenen Amtssitze von Prasident, Parlament und Regierung). Dort haben auch
die genehmigten Demonstrationen in den letzten zwei Jahren stattgefunden. AulRerhalb der Hauptstadt Minsk ist die
Genehmigungspraxis in aller Regel noch restriktiver. Vor allem im 2. Halbjahr 2007 und Anfang 2008 war eine
MaRigung und gewisse Toleranz der Sicherheitskrafte im Zusammenhang mit nicht genehmigten Demonstrationen
erkennbar, bei denen sie deeskalierend wirkten. Bei Widerstand gegen die Staatsgewalt wird allerdings zum Teil auch
brutal durchgegriffen; so waren z.B. bei der Anti-Putin-Demonstration am 12. Dezember 2007 auch Verletzte zu
beklagen. Bei Verletzungen des restriktiven Versammlungs- bzw. Demonstrationsrechts werden zuweilen
unverhaltnismaRige Administrativstrafen (Arrest und Geldstrafen) verhangt.

Exilpolitische Aktivitaten

Es ist kein Fall bekannt, in dem exilpolitische Aktivitdten oder ein Asylverfahren in Deutschland nach Ruckkehr zu
staatlichen Repressionen gefuihrt hatten.



(Auswartiges Amt Berlin, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Weilrussland
[Belarus], Stand: Juni 2009, Seiten 5, 6 und 9)

MENSCHENRECHTSLAGE
Schutz der Menschenrechte in der Verfassung

Durch die Verfassung werden die Meinungsfreiheit (Art. 33), die Versammlungs-, Demonstrations- und Streikfreiheit
(Art. 35) sowie die Vereinigungsfreiheit (Art. 36) explizit geschutzt.Durch die Verfassung werden die Meinungsfreiheit
(Artikel 33,), die Versammlungs-, Demonstrations- und Streikfreiheit (Artikel 35,) sowie die Vereinigungsfreiheit (Artikel
36,) explizit geschutzt.

Weildrussland hat folgende Abkommen ratifiziert:

e Strichaufzéhlung

Internationales Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung von 1965;

e Strichaufzéhlung
Internationaler Pakt Uber burgerliche und politische Rechte von 1966, sowie das erste Fakultativprotokoll;

e Strichaufzéhlung
Internationaler Pakt Gber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte von 1966;

e -Strichaufzéhlung
Internationales Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau von 1979 sowie das
Fakultativprotokoll von 2002;

e Strichaufzéhlung
Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
von 1984;

e Strichaufzéhlung
Ubereinkommen iiber die Rechte des Kindes von 1989 sowie das Fakultativprotokoll betreffend die Beteiligung
von Kindern an bewaffneten Konflikten (CRC-OP-AP) und das Fakultativprotokoll betreffend den Verkauf von
Kindern, Kinderprostitution und Kinderpornografie (CRC-OP-SC).

Weilrussland ist nicht Mitglied des Europarates und hat die Europaische Konvention zum Schutz der Menschenrechte
und Grundfreiheiten von 1950 nicht unterzeichnet.

Folter
Die Verfassung von 1996 verbietet Folter und andere Arten unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung.

Menschenrechtsaktivisten und Anwadlte sowie unabhangige weilrussische Medien berichteten mehrfach, dass
Untersuchungsbehdrden durch physischen und psychischen Druck versuchen, Gestandnisse zu erzwingen. Es liegen
keine Erkenntnisse vor, ob durch Folter erzwungene Gestandnisse in Prozessen Verwendung fanden. Bei Festnahmen
und Vernehmungen durch die Miliz kommt es in Einzelfallen auch zu schweren kérperlichen Ubergriffen. Die dafir
Verantwortlichen innerhalb der Sicherheitskrafte mussen kaum mit Verfolgung rechnen.

Todesstrafe

Weilrussland ist der einzige europdische Staat, in dem die Todesstrafe noch verhangt und vollstreckt wird. Die seit
2001 rucklaufige Zahl der Todesurteile ist nach Einschatzung der Generalstaatsanwaltschaft auch darauf
zuruckzufuhren, dass seit 1999 die Verhangung lebenslanger Freiheitsstrafen maéglich ist.

Es kann davon ausgegangen werden, dass nahezu alle Todesurteile vollstreckt werden. Prasident Lukaschenko macht
in diesen Fallen von seinem Begnadigungsrecht keinen Gebrauch. Im Jahr 2008 wurden nach Angaben des
Generalstaatsanwaltes zwei Personen (eine Person flr Vergewaltigung und Tétung eines Neunjahrigen) zum Tode
verurteilt. Gegenuliber der Parlamentarischen Versammlung (PV) des Europarats wird zur Begrundung immer wieder
der Volksentscheid von 1996 angefuhrt, bei dem ca. 85 % der teilnehmenden Weirussen sich fur die Beibehaltung der

Todesstrafe als Hochststrafe ausgesprochen haben. Seit Frahjahr 2008 beschaftigt sich eine spezielle Arbeitsgruppe



mit Fragen der Strafrechtsreform. Gegenuber der PV des Europarats hat Weillrussland im Februar 2009 darauf
hingewiesen, dass das weil3russische Parlament sich gegenwartig mit den rechtlichen Fragen eines Moratoriums
hinsichtlich der Vollstreckung der Todesstrafe beschaftige.

(Auswartiges Amt Berlin, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Weilrussland
[Belarus], Stand: Juni 2009, Seiten 10 - 11)

Religionsfreiheit

Die Verfassung garantiert das Recht auf Glaubensfreiheit. Die Ende 2002 in Kraft getretene Neufassung des "Gesetzes
Uber Glaubensfreiheit und Religiose Organisationen" billigt jedoch der russisch-orthodoxen Kirche eine "entscheidende
Rolle" zu. Der Uberwiegende Teil der Glaubigen gehdrt zumindest nominell der russisch-orthodoxen Kirche an (ca. 80
%). Zweitstarkste Religionsgemeinschaft ist die katholische Kirche (14 %). Festzustellen ist eine Bevorzugung der
russisch-orthodoxen Kirche durch staatliche Stellen, zugleich aber in den letzten Monaten auch eine starkere
Hinwendung zur katholischen Kirche, die einen bedeutsamen Einfluss in den westlichen Landesteilen hat. Auch im
Zusammenhang mit dem Besuch von Kardinalstaatssekretar Bretone in Minsk und der Audienz Lukaschenkos beim
Papst im April 2009 hat das Regime neue Téne der Zusammenarbeit angeschlagen Die insgesamt fast

2.900 religidsen Verbande und 140 Organisationen wurden mit wenigen Ausnahmen Ende 2004 aufgrund des im Jahre
2002 geanderten Gesetzes Uber Glaubensfreiheit und religidse Organisationen neu registriert.

Es besteht eine restriktive Genehmigungspraxis fur die Durchfuhrung religiéser Feierlichkeiten im offentlichen Raum
sowie fur den Erwerb bzw. die Anmietung entsprechender Raumlichkeiten. Gegen Teilnehmer nicht genehmigter
Feierlichkeiten werden gelegentlich Ordnungsstrafen verhdngt. Insgesamt versucht der Staat die Aufsicht Uber
Aktivitaten der Religionsgemeinschaften, vor allem diejenigen evangelisch-freikirchlicher Gruppierungen, die von
offiziellen Stellen haufig als "Sekten" bezeichnet werden, zu verstarken. Im Jahr 2006 kam es zu einem Konflikt der
evangelisch-freikirchlichen "New Life Church" mit den staatlichen Behorden. Die Behérden ordneten die
ZwangsverauBerung eines von der Gemeinschaft legal fur einen Kirchenbau erworbenen Grundstiicks an. Allerdings
konnte die "New Life Church", die von mehreren tausend v.a. jungen Menschen unterstitzt wird, mit einer Klage eine
gerichtliche Neuverhandlung erreichen. Der Streit Uber das Grundstlick bzw. den Neubau an einer anderen Stelle ist
noch nicht beigelegt.

SICHERHEITSBEHORDEN

Die Sicherheitsbehérden, wie das Innenministerium und das Komitee fir Staatliche Sicherheit, unterliegen keiner
effektiven unabhangigen (parlamentarischen oder sonstigen) Kontrolle. Sie unterstehen teilweise unmittelbar den
prasidialen Strukturen. Die Sicherheitsorgane werden immer wieder fir die gezielte und massive Einschichterung
politischer Gegner - vor allem bei nicht genehmigten Demonstrationen - eingesetzt. Die Justiz tragt nicht zur Malligung
der Sicherheitsorgane bei. Aufgrund fehlender Unabhangigkeit werden in der Praxis keine Entscheidungen gegen
staatliche Behorden gefallt.

Repressionen Dritter sind nicht bekannt. Der Staat versucht, alle Biirger vor Ubergriffen Dritter zu schiitzen.

(Auswartiges Amt Berlin, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Weilrussland
[Belarus], Stand: Juni 2009, Seiten 5 und 10)

RUCKKEHRFRAGEN
Grundversorgung

Die Grundversorgung der Bevolkerung mit Nahrungsmitteln ist gewahrleistet. Bedlirftige Personen erhalten vom Staat
geringe finanzielle Beihilfen, die jedoch selbst nach offiziellen Angaben das Existenzminimum nicht sichern. Hilfe der
Familie oder (Uberwiegend auslandischer) humanitarer und religiéser Organisationen lindern Notlagen fur diejenigen,
die Anschluss an einen Familienverband oder Zugang zu Hilfslieferungen haben. Aufnahmeeinrichtungen fur
Ruckkehrer existieren nicht. Eine staatliche Unterstitzung bei der Reintegration gibt es nicht.

Medizinische Versorgung

Die medizinische Versorgung erfolgt in erster Linie durch das kostenlose &ffentliche Gesundheitssystem, das aber
lediglich eine einfache Grundversorgung ermdglicht. Private Krankenversicherungen werden nicht angeboten. Eine
Uber die Grundversorgung hinausgehende medizinische Betreuung wird individuell gegen Barzahlung vereinbart. Die



medizinische Qualifikation, vor allem aber die technische Ausstattung der Krankenhauser, ist sehr unterschiedlich und
in landlichen Gebieten mitunter sehr schwach entwickelt. Sie sichert aber in der Regel Uberlebensnotwendige
MalRnahmen. Nachbehandlungen und Rehabilitierungsmallnahmen erfolgen meist nicht. Medikamente und
Operationsmittel missen in den Krankenhausern regelmaRig vom Patienten mitgebracht werden. In den Apotheken in
Minsk und in den Gebietshauptstadten sind die wichtigsten, auch importierten Medikamente in der Regel in
ausreichendem Mal erhaltlich. Private Einfuhren scheitern haufig an der fehlenden Zulassung.

Behandlung von Ruckkehrern

Bislang ist dem Auswartigen Amt kein Fall bekannt geworden, in dem ein zurlckgeflhrter weildrussischer
Staatsangehoriger aufgrund seines Asylgesuchs in Deutschland Repressionen ausgesetzt, festgenommen oder

misshandelt worden ware.
Einreisekontrollen

Weildrussische Staatsbuirger kénnen bei freiwilliger Rickkehr auch ohne Vorlage eines Reisepasses wieder einreisen;

notwendig ist dann aber ein von einer weilRrussischen Auslandsvertretung ausgestellter Heimreiseschein.

(Auswartiges Amt Berlin, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Weilrussland
[Belarus], Stand: Juni 2009, Seite 13)

SONSTIGES
Echtheit von Dokumenten

Es bestehen grundsatzlich keine Zweifel am Inhalt von Originaldokumenten, die von staatlichen Behoérden ausgestellt
werden. Bei Zweitausstellungen ist die Zuverlassigkeit der Behorden jedoch fraglich, hierbei kommt es mitunter zur
Ausstellung von Dokumenten unwahren Inhalts.

Gefdlschte Dokumente konnen bei professionellen Falschern erworben werden. In einem Fall wurden fUr ein
komplettes Unterlagenpaket, das auf die missbrauchliche Erlangung von Messevisa ausgerichtet war, ; 800 gezahlt. In
den vergangenen Jahren sind gelegentlich gefdlschte Dokumente (Bescheinigungen, Empfehlungsschreiben u. a.)
politischer Parteien aufgetaucht, mit denen eine Zugehorigkeit zu diesen nachgewiesen werden sollte. Auch gefalschte
Gerichtsvorladungen, Haftbefehle, Gerichtsurteile und ahnliche Dokumente aus dem Justizbereich sind wiederholt
aufgetaucht.

Ausreisekontrollen

Fir Ausreisen weilrussischer Staatsangehdriger ist seit 1. Januar 2008 keine Ausreisegenehmigung in Form eines
Stempels in den Inlandspass mehr erforderlich. Der Pass allein reicht fir die Ausreise aus Weildrussland aus. Es
existiert ein Verzeichnis von ca. 100.000 Personen, denen aus den unterschiedlichsten Grinden die Ausreise
verweigert wird. Das Verzeichnis wird bei Wegfall der Griinde aktualisiert.

Die Ausreisewege von Weildrussen auf dem Luft- und Landweg in alle Nachbarstaaten mit Ausnahme Russlands
werden kontrolliert. lllegale Grenzibertritte an der Grenze zu Polen sind aufgrund der sehr guten weil3russischen
Sicherungsmafinahmen nur sehr schwer moglich. Die Grenze zur Ukraine ist am starksten von illegaler Migration
betroffen, weil sie bisher nur unzureichend Uberwacht wird. Die wei3russisch-russische Grenzzone wird aufgrund der
zwischen beiden Landern vereinbarten Zollunion und des Unionsvertrages nur kursorisch patrouilliert. Im Zugverkehr
zwischen Russland und Weildrussland gibt es keine Ausweiskontrollen.

(Auswartiges Amt Berlin, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Weilrussland
[Belarus], Stand: Juni 2009, Seiten 14 - 15)

2. Beweis wurde erhoben durch Einsicht in den Verwaltungsakt der belangten Behdrde und niederschriftlicher
Befragung beider Elternteile in der 6ffentlichen mundlichen Beschwerdeverhandlung am 02.03.2010.

Die Identitat der Beschwerdefiihrerin und die Feststellung hinsichtlich ihrer Angehérigeneigenschaft ergeben sich aus
der im Verfahren vorgelegten Osterreichischen Geburtsurkunde und den diesbeziglich glaubwtrdigen Angaben der
Eltern.

In Bezug auf die Staatsangehorigkeit der Minderjahrigen ist festzuhalten, dass diese gemalR Artikel 13 des zum
Zeitpunkt ihrer Geburt bereits in Kraft befindlichen novellierten weiBrussischen Staatsbulrgerschaftsgesetzes ("Law of



the Republic of Belarus on Citizenship of the Republic of Belarus") in der Fassung vom 01.08.2002, dadurch die
weildrussische Staatsburgerschaft erworben hat, dass - unabhangig vom Ort ihrer Geburt und des Wohnsitzes der
Eltern - einer ihrer Elternteile Weil3russe und der andere Auslander ist und die Eltern einen gemeinsamen Antrag auf
Erlangung einer Staatsburgerschaft nicht gestellt haben, sodass zur Vermeidung von Staatenlosigkeit das Kind
automatisch weildrussischer Staatsburger wird (vgl. hierzu das bereits vom Bundesasylamt diesbezuglich gepflogene
Ermittlungsverfahren und die damit zusammenhangenden Materialien im Verwaltungsakt der belangten Behorde, AS
85 - 95). Eine derartige Bestimmung findet sich im russischen Staatsburgerschaftsgesetz ("Federal Law on Citizenship
of the Russian Federation") vom 31.05.2002 hingegen nicht, da dieses in einem solchen Fall darauf abstellt, dass das
Kind, um die russische Staatsblrgerschaft zu erlangen, im Gebiet der Russischen Foderation geboren worden sein
muss (vgl. Verwaltungsakt der belangten Behorde, AS 49).In Bezug auf die Staatsangehorigkeit der Minderjahrigen ist
festzuhalten, dass diese gemal? Artikel 13 des zum Zeitpunkt ihrer Geburt bereits in Kraft befindlichen novellierten
weildrussischen Staatsbirgerschaftsgesetzes ("Law of the Republic of Belarus on Citizenship of the Republic of Belarus")
in der Fassung vom 01.08.2002, dadurch die weil3russische Staatsburgerschaft erworben hat, dass - unabhangig vom
Ort ihrer Geburt und des Wohnsitzes der Eltern - einer ihrer Elternteile WeiBrusse und der andere Auslander ist und
die Eltern einen gemeinsamen Antrag auf Erlangung einer Staatsbirgerschaft nicht gestellt haben, sodass zur
Vermeidung von Staatenlosigkeit das Kind automatisch weiRrussischer Staatsburger wird vergleiche hierzu das bereits
vom Bundesasylamt diesbezlglich gepflogene Ermittlungsverfahren und die damit zusammenhangenden Materialien
im Verwaltungsakt der belangten Behorde, AS 85 - 95). Eine derartige Bestimmung findet sich im russischen
Staatsbulrgerschaftsgesetz ("Federal Law on Citizenship of the Russian Federation") vom 31.05.2002 hingegen nicht, da
dieses in einem solchen Fall darauf abstellt, dass das Kind, um die russische Staatsblrgerschaft zu erlangen, im Gebiet
der Russischen Foderation geboren worden sein muss vergleiche Verwaltungsakt der belangten Behorde, AS 49).

Die (Negativ-)Feststellung hinsichtlich asylrelevanter Verfolgung bzw. relevanter Gefahr im Hinblick auf die Gewahrung
subsididren Schutzes beruht auf den insgesamt unglaubwiirdigen Vorbringen der Eltern der BeschwerdefUhrerin im
Rahmen ihrer jeweiligen Asylverfahren sowie auf den in diesem Verfahren herangezogenen Landerberichten, die ein
grundsatzlich Ubereinstimmendes und inhaltlich ausgewogenes Bild bieten, sodass kein Grund besteht an deren
Richtigkeit zu zweifeln.

Rechtlich folgt:

3.1. GemaR § 28 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG,BGBI. | Nr. 4/2008, tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Juli 2008 in
Kraft. Gleichzeitig tritt das Bundesgesetz Uber den unabhangigen Bundesasylsenat - UBASG, BGBI. | Nr. 77/1997 in der
Fassung BGBI. I. Nr. 100/2005, auBBer Kraft.3.1. GemaR Paragraph 28, Absatz eins, Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Juli 2008 in Kraft. Gleichzeitig tritt das
Bundesgesetz Uber den unabhangigen Bundesasylsenat - UBASG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 77 aus 1997, in der
Fassung Bundesgesetzblatt rémisch eins. Nr. 100 aus 2005,, auf3er Kraft.

Gemall § 22 Abs. 1 Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 4/2008, ergehen
Entscheidungen des Bundesasylamtes Uber Antrage auf internationalen Schutz in Bescheidform. Entscheidungen des
Asylgerichtshofes in der Sache selbst ergehen in Form eines Erkenntnisses, alle anderen in Form eines Beschlusses. Die
Entscheidungen des Bundesasylamtes und des Asylgerichtshofes haben den Spruch und die Rechtsmittelbelehrung
auch in einer dem Asylwerber verstandlichen Sprache zu enthalten.GemaR Paragraph 22, Absatz eins, Asylgesetz 2005
- AsylG 2005, BGBI. romisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, ergehen
Entscheidungen des Bundesasylamtes Uber Antrage auf internationalen Schutz in Bescheidform. Entscheidungen des
Asylgerichtshofes in der Sache selbst ergehen in Form eines Erkenntnisses, alle anderen in Form eines Beschlusses. Die
Entscheidungen des Bundesasylamtes und des Asylgerichtshofes haben den Spruch und die Rechtsmittelbelehrung
auch in einer dem Asylwerber verstandlichen Sprache zu enthalten.

Der Asylgerichtshof entscheidet gemal Art. 129c Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG,BGBI. Nr. 1/1930 in der Fassung
BGBI. | Nr. 2/2008, in Verbindung mit§ 61 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 4/2008 in
Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 leg. cit. vorgesehen ist, durch Einzelrichter UberDer Asylgerichtshof entscheidet
gemal Artikel 129 ¢, Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG, Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus 1930, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 2 aus 2008,, in Verbindung mit Paragraph 61, Absatz eins, AsylG 2005, BGBI. romisch
eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, leg.
cit. vorgesehen ist, durch Einzelrichter tGber


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2008/4
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1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und
2. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes.

GemaR 8 23 Abs. 1 AsylGHG, BGBI. | Nr. 4/2008 in der FassungBGBI. | Nr. 147/2008, sind soweit sich aus dem
Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die
Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaR
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemal3 8 23 Abs. 2 AsylGHG,
BGBI. | Nr. 4/2008 in der Fassung BGBI. | Nr. 147/2008, sind die Erkenntnisse im Namen der Republik zu verkiinden und
auszufertigen.Gemal3 Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008,, sind soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. rémisch
eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaR anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemal3 Paragraph 23, Absatz 2, AsylGHG, Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 4 aus 2008, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008,, sind die Erkenntnisse im Namen

der Republik zu verkiinden und auszufertigen.

Gemald 8 73 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100, tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Janner 2006 in Kraft. Das Bundesgesetz
Uber die Gewahrung von Asyl (Asylgesetz 1997 - AsylG), BGBI. | Nr. 76, tritt mit Ausnahme des 8 42 Abs. 1 mit Ablauf des
31. Dezember 2005 auBer Kraft (8 73 Abs. 2 AsylG 2005).Gemall Paragraph 73, Absatz eins, AsylG 2005,
Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100, tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Janner 2006 in Kraft. Das Bundesgesetz Gber
die Gewahrung von Asyl (Asylgesetz 1997 - AsylG), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 76, tritt mit Ausnahme des
Paragraph 42, Absatz eins, mit Ablauf des 31. Dezember 2005 auler Kraft (Paragraph 73, Absatz 2, AsylG 2005).

GemaR § 75 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 122/2009, sind alle am 31. Dezember 2005
anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 mit der Mal3gabe zu Ende zu fuhren, dass in
Verfahren, die nach dem 31. Marz 2009 beim Bundesasylamt anhangig sind oder werden, 8 10 in der Fassung BGBI. |
Nr. 29/2009 mit der MalRgabe anzuwenden ist, dass eine Abweisung des Asylantrages, wenn unter einem festgestellt
wurde, dass die Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zulassig
ist, oder eine Zuruckweisung des Asylantrages als Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 gilt. § 44 Asylgesetz 1997
gilt. Die 88 24, 26, 54 bis 57 und 60 dieses Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden. 8 27 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 122/2009 ist auf diese Verfahren mit der MalRgabe anzuwenden, dass das
Bundesasylamt oder der Asylgerichtshof zur Erlassung einer Ausweisung zustandig ist und der Sachverhalt, der zur
Einleitung des Ausweisungsverfahrens fuhren wirde, nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurde. 8 57 Abs. 5 und
6 ist auf diese Verfahren mit der MalRgabe anzuwenden, dass nur Sachverhalte, die nach dem 31. Dezember 2005
verwirklicht wurden, zur Anwendung dieser Bestimmungen fuhren.Gemald Paragraph 75, Absatz eins, AsylG 2005,
BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009,, sind alle am 31. Dezember
2005 anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 mit der Mal3gabe zu Ende zu fuhren, dass
in Verfahren, die nach dem 31. Marz 2009 beim Bundesasylamt anhangig sind oder werden, Paragraph 10, in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009, mit der Maligabe anzuwenden ist, dass eine Abweisung des
Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde, dass die Zurlickweisung, Zurtckschiebung oder Abschiebung des
Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zuldssig ist, oder eine Zuriickweisung des Asylantrages als Entscheidung nach
dem Asylgesetz 2005 gilt. Paragraph 44, Asylgesetz 1997 gilt. Die Paragraphen 24, 26, 54 bis 57 und 60 dieses
Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden. Paragraph 27, in der Fassung des Bundesgesetzes
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009, ist auf diese Verfahren mit der Maligabe anzuwenden, dass das
Bundesasylamt oder der Asylgerichtshof zur Erlassung einer Ausweisung zustandig ist und der Sachverhalt, der zur
Einleitung des Ausweisungsverfahrens fiihren wiirde, nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurde. Paragraph 57,
Absatz 5 und 6 ist auf diese Verfahren mit der MaRgabe anzuwenden, dass nur Sachverhalte, die nach dem 31.
Dezember 2005 verwirklicht wurden, zur Anwendung dieser Bestimmungen flhren.

Gegenstandlicher Antrag auf internationalen Schutz wurde am 03.01.2005 gestellt, weshalb auf dieses
Beschwerdeverfahren grundsatzlich die Bestimmungen des Asylgesetzes 1997, BGBI. | Nr. 76 in der Fassung BGBI. | Nr.
101/2003, anzuwenden sind.Gegenstandlicher Antrag auf internationalen Schutz wurde am 03.01.2005 gestellt,
weshalb auf dieses Beschwerdeverfahren grundsatzlich die Bestimmungen des Asylgesetzes 1997, BGBI. rémisch eins
Nr. 76 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,, anzuwenden sind.
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3.2. Gemall 8 1 Z 6 Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76 in der FassungBGBI. | Nr. 101/2003, ist Familienangehdériger, wer
Elternteil eines minderjdhrigen Kindes, Ehegatte oder zum Zeitpunkt der Antragstellung unverheiratetes
minderjahriges Kind (Kernfamilie) eines Asylwerbers oder eines Asylberechtigten ist.3.2. Gemal} Paragraph eins, Ziffer
6, Asylgesetz 1997, BGBI. romisch eins Nr. 76 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,, ist
Familienangehoriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum Zeitpunkt der Antragstellung
unverheiratetes minderjahriges Kind (Kernfamilie) eines Asylwerbers oder eines Asylberechtigten ist.

Familienangehdrige eines Asylberechtigten, subsidiar Schutzberechtigten (8 8 in Verbindung mit 8 15) oder Asylwerbers
stellen einen Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes. Fir Ehegatten gilt dies Uberdies nur dann, wenn die Ehe
spatestens innerhalb eines Jahres nach der Einreise des Fremden geschlossen wird, der den ersten Asylantrag
eingebracht hat (8 10 Abs. 1 Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76 in der Fassung BGBI. | Nr. 101/2003).Familienangehérige
eines Asylberechtigten, subsidiar Schutzberechtigten (Paragraph 8, in Verbindung mit Paragraph 15,) oder Asylwerbers
stellen einen Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes. Fir Ehegatten gilt dies Uberdies nur dann, wenn die Ehe
spatestens innerhalb eines Jahres nach der Einreise des Fremden geschlossen wird, der den ersten Asylantrag
eingebracht hat (Paragraph 10, Absatz eins, Asylgesetz 1997, BGBI. rOmisch eins Nr. 76 in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,).

Gemal 8 10 Abs. 2 Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76 in der FassungBGBI. | Nr. 101/2003, hat die Behérde auf Grund eines
Antrages eines Familienangehorigen eines Asylberechtigten mit Bescheid Asyl zu gewahren, wenn die Fortsetzung
eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 der Europaischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte
und Grundfreiheiten (EMRK), BGBI. Nr. 210/1958, mit dem Angehdrigen in einem anderen Staat nicht moglich
ist.Gemal Paragraph 10, Absatz 2, Asylgesetz 1997, BGBI. rémisch eins Nr. 76 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 101 aus 2003,, hat die Behdrde auf Grund eines Antrages eines Familienangehdérigen eines Asylberechtigten
mit Bescheid Asyl zu gewahren, wenn die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Artikel 8, der
Europaischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK), Bundesgesetzblatt Nr. 210

aus 1958,, mit dem Angehorigen in einem anderen Staat nicht méglich ist.

Die Behorde hat auf Grund eines Antrages eines im Bundesgebiet befindlichen Familienangehdrigen eines subsidiar
Schutzberechtigten mit Bescheid den gleichen Schutzumfang zu gewahren, es sei denn, dem Antragsteller ist gemal3 §
3 Asyl zu gewahren. Abs. 2 gilt (8 10 Abs. 3 Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76 in der Fassung BGBI. | Nr. 101/2003).Die
Behorde hat auf Grund eines Antrages eines im Bundesgebiet befindlichen Familienangehdrigen eines subsidiar
Schutzberechtigten mit Bescheid den gleichen Schutzumfang zu gewahren, es sei denn, dem Antragsteller ist gemal}
Paragraph 3, Asyl zu gewahren. Absatz 2, gilt (Paragraph 10, Absatz 3, Asylgesetz 1997, BGBI. rémisch eins Nr. 76 in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,).

3.3. Gemal’ 8 66 Abs. 4 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG, BGBI. Nr. 51, hat die Berufungsbehdérde aulRer
in dem in Abs. 2 erwahnten Fall, sofern die Berufung nicht als unzuldssig oder verspatet zuriickzuweisen ist, immer in
der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung (§ 60) ihre
Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzten und demgemal’ den angefochtenen Bescheid nach jeder
Richtung abzuandern.3.3. Gemal} Paragraph 66, Absatz 4, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG,
Bundesgesetzblatt Nr. 51, hat die Berufungsbehérde auf3er in dem in Absatz 2, erwdhnten Fall, sofern die Berufung
nicht als unzulassig oder verspatet zurlckzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt,
sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begrindung (Paragraph 60,) ihre Anschauung an die Stelle jener der
Unterbehdrde zu setzten und demgemaR den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

3.4. GemiR § 3 Abs. 1 Asylgesetz 1997 (AsylG), BGBI. | Nr. 76, begehren Fremde, die in Osterreich Schutz vor Verfolgung
im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flichtlingskonvention suchen, mit einem Asylantrag die Gewahrung von
Asyl.3.4. GemaRB Paragraph 3, Absatz eins, Asylgesetz 1997 (AsylG), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 76, begehren
Fremde, die in Osterreich Schutz vor Verfolgung im Sinne von Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der Genfer
Fltchtlingskonvention suchen, mit einem Asylantrag die Gewahrung von Asyl.

Artikel 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Fluchtlingskonvention definiert, dass als Fllichtling im Sinne dieses Abkommens
anzusehen ist, wer sich infolge von eingetretenen Ereignissen aus wohlbegriindeter Furcht, aus Griinden der Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu
werden, aul3erhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt
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ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger Umstande aul3erhalb des
Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt
ist, in dieses Land zurlickzukehren.Artikel 1 Abschnitt A Ziffer 2, der Genfer Fluchtlingskonvention definiert, dass als
Fluchtling im Sinne dieses Abkommens anzusehen ist, wer sich infolge von eingetretenen Ereignissen aus
wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der
Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer
staatenlos ist, sich infolge obiger Umsténde aullerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und
nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtckzukehren.

GemaR & 7 AsylG hat die Behorde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewahren, wenn glaubhaft ist, dass
ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Fllchtlingskonvention) droht und keiner der in
Art. 1 Abschnitt C oder F der Genfer Fllichtlingskonvention genannten Endigungs- oder Ausschlussgrinde
vorliegt.GemaR Paragraph 7, AsylG hat die Behorde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewahren, wenn
glaubhaft ist, dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der Genfer
Fluchtlingskonvention) droht und keiner der in Artikel eins, Abschnitt C oder F der Genfer Flichtlingskonvention
genannten Endigungs- oder Ausschlussgrinde vorliegt.

Zentraler Aspekt der dem§ 7 AsylG zugrundeliegenden, in Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK definierten Verfolgung im
Herkunftsstaat ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Eine Furcht kann nur dann wohlbegrindet sein, wenn sie
im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter Berlcksichtigung der Verhéltnisse im Verfolgerstaat objektiv
nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich
farchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden flrchten
wulrde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitdt in die zu schitzende Sphare des
Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der
Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begrinden. Die Verfolgungsgefahr steht mit der
wohlbegrindeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegrindeten Furcht. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die
entfernte Moglichkeit einer Verfolgung gentgt nicht (VwGH 21.12.2000, ZI.2000/01/0131; VwGH 19.04.2001, ZI.
99/20/0273).Zentraler Aspekt der dem Paragraph 7, AsylG zugrundeliegenden, in Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK
definierten Verfolgung im Herkunftsstaat ist die wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung. Eine Furcht kann nur dann
wohlbegrindet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter BerUcksichtigung der
Verhaéltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in
einer konkreten Situation tatsachlich furchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation
aus Konventionsgrinden firchten wirde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat
in die zu schutzende Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist,
die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr steht
mit der wohlbegriindeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegriindeten Furcht. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die
entfernte Moglichkeit einer Verfolgung gentgt nicht (VwGH 21.12.2000, ZI.2000/01/0131; VwGH 19.04.2001, ZI.
99/20/0273).

Relevant kann daruber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung vorliegen, auf
diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maRRgeblicher
Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Artikel 1 Abschnitt A Ziffer 2 Genfer Flichtlingskonvention genannten
Grinden zu beflrchten habe (VWGH 19.10.2000, ZI. 98/20/0233).

Fur die minderjahrige Beschwerdefiihrerin wurden im gegenstandlichen Fall keine eigenen Verfolgungsgrinde
vorgebracht. Da sowohl die Beschwerde des Vaters (D1 225393) als auch jene der Mutter (D1 228271) gegen die
jeweiligen, ihre Asylantrage ablehnenden Bescheide des Bundesasylamtes vom Asylgerichtshof mit Erkenntnis vom
heutigen Tag abgewiesen wurden, konnte der Minderjahrigen auch im Wege des Familienverfahrens gemafl? &8 10
Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76 in der Fassung BGBI. | Nr. 101/2003, kein Asyl gewahrt werdenFur die minderjahrige
Beschwerdefiihrerin wurden im gegenstandlichen Fall keine eigenen Verfolgungsgriinde vorgebracht. Da sowohl die
Beschwerde des Vaters (D1 225393) als auch jene der Mutter (D1 228271) gegen die jeweiligen, ihre Asylantrage
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ablehnenden Bescheide des Bundesasylamtes vom Asylgerichtshof mit Erkenntnis vom heutigen Tag abgewiesen
wurden, konnte der Minderjahrigen auch im Wege des Familienverfahrens gemal} Paragraph 10, Asylgesetz 1997,
BGBI. romisch eins Nr. 76 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,, kein Asyl gewahrt werden.

3.5. Ist ein Asylantrag abzuweisen, so hat die Behdrde gem. 8 8 Abs. 1 Asylgesetz 1997, BGBI. Nr. 76 i.d.FBGBI. | Nr.
101/2003, von Amts wegen bescheidmaRig festzustellen, ob die Zurickweisung, Zurtckschiebung oder Abschiebung
des Fremden in den Herkunftsstaat zulassig ist (vormals 8 57 FrG 1997, nunmehr § 50 FPG); diese Entscheidung ist mit
der Abweisung des Asylantrages zu verbinden.3.5. Ist ein Asylantrag abzuweisen, so hat die Beh6rde gem. Paragraph 8,
Absatz eins, Asylgesetz 1997, BGBI. Nr. 76 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,, von Amts
wegen bescheidmalig festzustellen, ob die Zurtckweisung, Zuriickschiebung oder Abschiebung des Fremden in den
Herkunftsstaat zuldssig ist (vormals Paragraph 57, FrG 1997, nunmehr Paragraph 50, FPG); diese Entscheidung ist mit
der Abweisung des Asylantrages zu verbinden.

Gemal 8§ 124 Abs. 2 Bundesgesetz Uber die Ausibung der Fremdenpolizei, die Ausstellung von Dokumenten fur
Fremde und die Erteilung von Einreisetitel (Fremdenpolizeigesetz 2005 - FPG), Art. 3 Fremdenrechtspaket 2005, BGBI. |
Nr. 100/2005, treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf Bestimmungen des Fremdengesetzes 1997 verwiesen
wird, die entsprechenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes an deren Stelle.Gemal Paragraph 124, Absatz 2,
Bundesgesetz Uber die Austbung der Fremdenpolizei, die Ausstellung von Dokumenten fiir Fremde und die Erteilung
von Einreisetitel (Fremdenpolizeigesetz 2005 - FPG), Artikel 3, Fremdenrechtspaket 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins,
Nr. 100 aus 2005,, treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf Bestimmungen des Fremdengesetzes 1997 verwiesen
wird, die entsprechenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes an deren Stelle.

Gemald § 50 Abs. 2 FPGist die Zurlckweisung oder Zurlickschiebung Fremder in einen Staat oder die Hinderung an der
Einreise aus einem Staat unzuldssig, wenn stichhaltige Grinde fir die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder
ihre Freiheit aus Grunden ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalitat, ihrer Zugehorigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht ware (Art. 33 Z 1 der Konvention Uber die Rechtsstellung der
Flichtlinge, BGBI. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls Uber die Rechtsstellung der Fluchtlinge BGBI. Nr.
78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche Fluchtalternative @ 11 AsylG 2005).Gemal3 Paragraph 50, Absatz
2, FPG ist die Zurlckweisung oder Zurlickschiebung Fremder in einen Staat oder die Hinderung an der Einreise aus
einem Staat unzuldssig, wenn stichhaltige Griinde fur die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit
aus Grinden ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalitat, ihrer Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe
oder ihrer politischen Ansichten bedroht ware (Artikel 33, Ziffer eins, der Konvention Uber die Rechtsstellung der
Fluchtlinge, Bundesgesetzblatt Nr. 55 aus 1955,, in der Fassung des Protokolls Gber die Rechtsstellung der Fliichtlinge,
Bundesgesetzblatt Nr. 78 aus 1974,), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche Fluchtalternative (Paragraph 11,
AsylG 2005).

GemalR § 50 Abs. 1 FPG ist die Zuriickweisung, die Hinderung an der Einreise, Zuriickschiebung oder Abschiebung
Fremder in einen Staat unzulassig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der Europaischen Menschenrechtskonvention (EMRK),
BGBI. Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe verletzt wiirde oder fir sie als Zivilperson eine ernsthafte
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes verbunden ware.Gemaf3 Paragraph 50, Absatz eins, FPG ist die Zurickweisung, die
Hinderung an der Einreise, Zurlckschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat unzuldssig, wenn dadurch
Artikel 2, oder 3 der Europdischen Menschenrechtskonvention (EMRK), Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, oder das
Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die
Abschaffung der Todesstrafe verletzt wiirde oder fur sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes
verbunden ware.

Die bloRe Mdoglichkeit einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder
abgeschoben wird, genlgt nicht, um die Abschiebung des Fremden in diesen Staat unter dem Gesichtspunkt des § 57
FrG 1997 als unzulassig erscheinen zu lassen; vielmehr missen konkrete Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass gerade
der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (VWGH 27.02.1997, ZI. 98/21/0427).Die bloRe Mdoglichkeit
einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird,
genugt nicht, um die Abschiebung des Fremden in diesen Staat unter dem Gesichtspunkt des Paragraph 57, FrG 1997
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als unzulassig erscheinen zu lassen; vielmehr mussen konkrete Anhaltspunkte daflir vorliegen, dass gerade der
Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (VWGH 27.02.1997, ZI. 98/21/0427).

Der Fremde hat das Bestehen einer aktuellen, also im Fall seiner Abschiebung in den von seinem Antrag erfassten
Staat dort gegebenen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten oder infolge nicht ausreichenden Funktionierens
der Staatsgewalt nicht abwendbaren Bedrohung i.S.d. 8 57 Abs. 1 und/oder Abs. 2 FrG 1997 glaubhaft zu machen,
wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender, durch
entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VwGH 02.08.2000, ZI. 98/21/0461; VwGH
25.01.2001, ZI. 2001/20/0011).Der Fremde hat das Bestehen einer aktuellen, also im Fall seiner Abschiebung in den von
seinem Antrag erfassten Staat dort gegebenen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten oder infolge nicht
ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abwendbaren Bedrohung i.S.d. Paragraph 57, Absatz eins,
und/oder Absatz 2, FrG 1997 glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die
Person des Fremden betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist
(VwGH 02.08.2000, ZI. 98/21/0461; VwGH 25.01.2001, ZI.2001/20/0011).

Wie bereits bezlglich der Abweisung des Asylantrages ausgefiihrt, liegen im gegenstandlichen Fall keine stichhaltigen
Griunde fir die Annahme vor, dass das Leben oder die Freiheit der Beschwerdefiihrerin aus Grinden ihrer Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Ansichten bedroht ware,
weshalb kein Fall des 8 50 Abs. 2 FPG vorliegt.Wie bereits bezlglich der Abweisung des Asylantrages ausgeflhrt, liegen
im gegenstandlichen Fall keine stichhaltigen Grunde fur die Annahme vor, dass das Leben oder die Freiheit der
BeschwerdefUhrerin aus Grinden ihrer Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder politischen Ansichten bedroht ware, weshalb kein Fall des Paragraph 50, Absatz 2, FPG vorliegt.

Zu prufen bleibt noch, ob es begriindete Anhaltspunkte dafiir gibt, dass durch die Zurtckweisung, Zurtckschiebung
oder Abschiebung der Beschwerdefuhrerin in ihren Herkunftsstaat Art. 2 oder 3 der Europdischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Europdischen Menschenrechtskonvention
verletzt wirde oder fiir sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung in Folge willklrlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes gegeben ist (8 50 Abs. 1 FPG). Auch hier ist die maligebliche
Wahrscheinlichkeit des Eintritts einer Verletzung der Menschenrechte gefordert. Es missen stichhaltige Grinde fur die
Annahme sprechen, dass eine Person der realen Gefahr einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe ausgesetzt
wadre bzw. konkrete Anhaltspunkte daflr vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer derartigen Gefahr
ausgesetzt sein wirde. Die blofRe Méglichkeit oder Vermutungen genlgen nicht.Zu priufen bleibt noch, ob es
begriindete Anhaltspunkte daftr gibt, dass durch die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung der
Beschwerdefiihrerin in ihren Herkunftsstaat Artikel 2, oder 3 der Europdischen Menschenrechtskonvention (EMRK)
oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Europdischen Menschenrechtskonvention verletzt wirde oder fir sie als
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung in Folge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes gegeben ist (Paragraph 50, Absatz eins, FPG). Auch hier ist die maligebliche
Wahrscheinlichkeit des Eintritts einer Verletzung der Menschenrechte gefordert. Es missen stichhaltige Grinde fur die
Annahme sprechen, dass eine Person der realen Gefahr einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe ausgesetzt
ware bzw. konkrete Anhaltspunkte daflr vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer derartigen Gefahr
ausgesetzt sein wirde. Die blof3e Mdglichkeit oder Vermutungen genlgen nicht.

Unter realer Gefahr ist nach der Judikatur des Europaischen Gerichtshofes fur Menschenrechte (EGMR) eine
ausreichende, nicht nur auf Spekulationen gegriindete Gefahr (;a sufficiently real risk') moéglicher Konsequenzen fur
den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen.

"Dabei obliegt es der betroffenen Person, die eine Verletzung von Art. 3 EMRK im Falle der Abschiebung behauptet,
soweit als moglich Informationen vorzulegen, die den innerstaatlichen Behdrden [...] eine Bewertung der mit einer
Abschiebung verbundenen Gefahr erlauben" (EGMR, 05.07.2005, Said vs. die Niederlande)."Dabei obliegt es der
betroffenen Person, die eine Verletzung von Artikel 3, EMRK im Falle der Abschiebung behauptet, soweit als moglich
Informationen vorzulegen, die den innerstaatlichen Behdrden [..] eine Bewertung der mit einer Abschiebung
verbundenen Gefahr erlauben" (EGMR, 05.07.2005, Said vs. die Niederlande).

Im vorliegenden Fall konnten aber auch keine Umstande glaubhaft gemacht werden, die eine mégliche Verletzung von
Art. 3 EMRK im Falle der Ruckfihrung der Beschwerdefuhrerin nach Weirussland bedeuten wirden.Im vorliegenden
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Fall konnten aber auch keine Umstande glaubhaft gemacht werden, die eine mégliche Verletzung von Artikel 3, EMRK
im Falle der Ruckfuhrung der Beschwerdefuhrerin nach WeiBrussland bedeuten wirden.

Es besteht kein Hinweis auf "auBergewohnliche Umstande", die eine Abschiebung unzulassig machen kénnten (z.B.
schwere Krankheit), die Beschwerdeflhrerin ist so wie ihre Eltern gesund. In Weil3russland besteht zudem aktuell auch
keine solch extreme Gefahrenlage, dass gleichsam jeder, der dorthin zurtckkehrt, einer Gefahrdung i.S.d. Art. 2 und 3
der EMRK ausgesetzt ware.Es besteht kein Hinweis auf "auBergewoéhnliche Umstéande", die eine Abschiebung
unzuldssig machen koénnten (z.B. schwere Krankheit), die Beschwerdeflhrerin ist so wie ihre Eltern gesund. In
Weildrussland besteht zudem aktuell auch keine solch extreme Gefahrenlage, dass gleichsam jeder, der dorthin
zuruckkehrt, einer Gefahrdung i.S.d. Artikel 2 und 3 der EMRK ausgesetzt ware.

Die behauptete Problematik einer allfalligen Staatenlosigkeit der minderjahrigen Beschwerdeflhrerin wurde bereits
unter Punkt I.2. dieses Erkenntnisses thematisiert und kam der erkennende Senat des Asylgerichtshofes - so wie
schon das Bundesasylamt im angefochtenen Bescheid - dabei zum Schluss, dass im vorliegenden Fall davon
auszugehen ist, dass die Beschwerdeflhrerin weilrussische Staatsangehorige ist.Die behauptete Problematik einer
allfalligen Staatenlosigkeit der minderjahrigen Beschwerdeflihrerin wurde bereits unter Punkt rémisch zwei.2. dieses
Erkenntnisses thematisiert und kam der erkennende Senat des Asylgerichtshofes - so wie schon das Bundesasylamt im
angefochtenen Bescheid - dabei zum Schluss, dass im vorliegenden Fall davon auszugehen ist, dass die
Beschwerdefiihrerin weirussische Staatsangehdrige ist.

Die Beschwerde gegen Spruchpunkt Il. des Bescheides des Bundesasylamtes war daher zusammengefasst ebenfalls
abzuweisen.Die Beschwerde gegen Spruchpunkt rémisch zwei. des Bescheides des Bundesasylamtes war daher
zusammengefasst ebenfalls abzuweisen.

3.6. In Hinblick auf Spruchpunkt II. dieses Erkenntnisses ist hervorzuheben, dass der Verwaltungsgerichtshof in seinem
Erkenntnis vom 12. Dezember 2007, ZI. 2007/19/1054-7, ausgefiihrt hat, der Gesetzgeber habe mit der Einfihrung des
Familienverfahrens die Familieneinheit im Vergleich zur Rechtslage nach dem Asylgesetz 1997 in der Stammfassung in
der Weise starken wollen, dass allen Angehdrigen einer "Kernfamilie" (siehe § 1 Z 6 Asylgesetz 1997 in der Fassung
BGBI. | Nr. 101/2003) im Asylverfahren die gleiche Rechtsstellung zukommt. Damit sollte verhindert werden, dass es
durch verschiedene rechtliche Behandlung einzelner Familienmitglieder - entgegen dem in Art. 8 Abs. 1 EMRK
festgelegten Gebot der Achtung des Familienverbandes - zur Trennung von Familien kommen kann.3.6. In Hinblick auf
Spruchpunkt rémisch zwei. dieses Erkenntnisses ist hervorzuheben, dass der Verwaltungsgerichtshof in seinem
Erkenntnis vom 12. Dezember 2007, ZI. 2007/19/1054-7, ausgefiihrt hat, der Gesetzgeber habe mit der Einfihrung des
Familienverfahrens die Familieneinheit im Vergleich zur Rechtslage nach dem Asylgesetz 1997 in der Stammfassung in
der Weise starken wollen, dass allen Angehdrigen einer "Kernfamilie" (siehe Paragraph eins, Ziffer 6, Asylgesetz 1997 in
der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,) im Asylverfahren die gleiche Rechtsstellung zukommt.
Damit sollte verhindert werden, dass es durch verschiedene rechtliche Behandlung einzelner Familienmitglieder -
entgegen dem in Artikel 8, Absatz eins, EMRK festgelegten Gebot der Achtung des Familienverbandes - zur Trennung
von Familien kommen kann.

Wenn das Bundesasylamt fir einzelne Familienmitglieder (mangels Zustandigkeit gemalR der Rechtslage) keine
Ausweisung verflgt hat, so ist es nach Ansicht des Verwaltungsgerichtshofes der Berufungsinstanz (nunmehr:
Beschwerdeinstanz) verwehrt, fir Angehdrige Ausweisungen "nachzutragen”, um die Rechtsposition der Familie zu
vereinheitlichen. In derartigen Fallen hatte Uber die Ausweisung die Fremdenbehdrde zu entscheiden.

Fur Falle, in denen einzelne Mitglieder einer "Kernfamilie" von den Asylbehdrden, andere aber von den
Fremdenbehorden auszuweisen waren, hat der Gesetzgeber weder Vorkehrungen fir ein koordiniertes Vorgehen
noch fur eine einheitliche Ausweisungsentscheidung getroffen. Auch § 38 AVG bietet dafuir keine Losung. Ein Ergebnis,
wonach etwa ein minderjahriger Beschwerdefuhrer auf Grund der asylrechtlichen Ausweisung das Bundesgebiet ohne
seine Eltern zu verlassen hatte, weil diese keine asylrechtliche Ausweisung erhalten haben, das also zu seiner Trennung
von der Kernfamilie fihren wirde, wiirde den oben dargestellten Intentionen des Gesetzgebers bei Einfihrung des
Familienverfahrens klar widersprechen und ware ein Eingriff in das durch Art. 8 EMRK geschiutzte Recht auf
Familienleben, fir den - auch unter Berlcksichtigung der offentlichen Interessen - keine Rechtfertigung zu erkennen
ist.FUr Falle, in denen einzelne Mitglieder einer "Kernfamilie" von den Asylbehdrden, andere aber von den
Fremdenbehorden auszuweisen waren, hat der Gesetzgeber weder Vorkehrungen fir ein koordiniertes Vorgehen
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noch fur eine einheitliche Ausweisungsentscheidung getroffen. Auch Paragraph 38, AVG bietet dafur keine Lésung. Ein
Ergebnis, wonach etwa ein minderjahriger Beschwerdefuhrer auf Grund der asylrechtlichen Ausweisung das
Bundesgebiet ohne seine Eltern zu verlassen hatte, weil diese keine asylrechtliche Ausweisung erhalten haben, das
also zu seiner Trennung von der Kernfamilie fihren wirde, wirde den oben dargestellten Intentionen des
Gesetzgebers bei Einfuhrung des Familienverfahrens klar widersprechen und ware ein Eingriff in das durch Artikel 8,
EMRK geschutzte Recht auf Familienleben, fir den - auch unter Bertiicksichtigung der 6ffentlichen Interessen - keine
Rechtfertigung zu erkennen ist.

Um das vom Gesetzgeber intendierte und verfassungsrechtlich gebotene Ergebnis zu erzielen, ist nach Auffassung des
Verwaltungsgerichtshofes in  einem Fall, in dem ein minderjdhriger Asylwerber eine erstinstanzliche
Ausweisungsentscheidung erhalten hat, nicht aber seine Eltern (auf Grund der Rechtslage vor der Asylgesetznovelle
2003), die erstinstanzliche Ausweisung in Bezug auf den Minderjahrigen ersatzlos zu beheben (vgl. in diesem Sinn auch
VwWGH 16.01.2008, ZI.2007/19/0851; VwGH 31.01.2008, ZI.2007/01/1060 bis 1062-10; VwGH 09.04.2008, ZI.
2008/19/0205; 16.04.2008, ZI.2007/19/0037).Um das vom Gesetzgeber intendierte und verfassungsrechtlich gebotene
Ergebnis zu erzielen, ist nach Auffassung des Verwaltungsgerichtshofes in einem Fall, in dem ein minderjahriger
Asylwerber eine erstinstanzliche Ausweisungsentscheidung erhalten hat, nicht aber seine Eltern (auf Grund der
Rechtslage vor der Asylgesetznovelle 2003), die erstinstanzliche Ausweisung in Bezug auf den Minderjahrigen ersatzlos
zu beheben vergleiche in diesem Sinn auch VwWGH 16.01.2008, ZI. 2007/19/0851; VwGH 31.01.2008, ZI.2007/01/1060
bis 1062-10; VwGH 09.04.2008, ZI. 2008/19/0205; 16.04.2008, ZI.2007/19/0037).

Diese Erwagungen des Verwaltungsgerichtshofes gelten somit auch fur die vorliegende Konstellation, in welcher
hinsichtlich der minderjahrigen Beschwerdeflhrerin aufgrund der Rechtslage nach dem Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76
in der FassungBGBI. | Nr. 101/2003, eine Ausweisung ausgesprochen wurde, eine Ausweisungsentscheidung
hinsichtlich ihres Vaters und ihrer Mutter aufgrund der damals anzuwendenden Rechtslage (Asylgesetz 1997 in der
Fassung BGBI. | Nr. 126/2002) jedoch unterblieb.Diese Erwagungen des Verwaltungsgerichtshofes gelten somit auch
far die vorliegende Konstellation, in welcher hinsichtlich der minderjahrigen Beschwerdeflhrerin aufgrund der
Rechtslage nach dem Asylgesetz 1997, BGBI. rémisch eins Nr. 76 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101
aus 2003,, eine Ausweisung ausgesprochen wurde, eine Ausweisungsentscheidung hinsichtlich ihres Vaters und ihrer
Mutter aufgrund der damals anzuwendenden Rechtslage (Asylgesetz 1997 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins,
Nr. 126 aus 2002,) jedoch unterblieb.

Wie der zuvor referierten Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes entnommen werden kann, ist es dem Asylgerichtshof
verwehrt, die (unterbliebene) Ausweisung einzelner Familienangehdriger mit Blick auf die Ausweisung der anderen
Familienangehorigen "nachzutragen". Da die Durchfihrung der Ausweisung der Beschwerdeflhrerin - mangels
Ausweisung ihrer Eltern - zu einer mit Art. 8 EMRK in Widerspruch geratenden Trennung der (Kern-)Familie fiihren
wulrde, war der dritte Spruchpunkt des erstinstanzlichen Bescheides ersatzlos zu beheben.Wie der zuvor referierten
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes entnommen werden kann, ist es dem Asylgerichtshof verwehrt, die
(unterbliebene) Ausweisung einzelner Familienangehoriger mit Blick auf die Ausweisung der anderen
Familienangehorigen "nachzutragen". Da die Durchfihrung der Ausweisung der Beschwerdeflhrerin - mangels
Ausweisung ihrer Eltern - zu einer mit Artikel 8, EMRK in Widerspruch geratenden Trennung der (Kern-)Familie fihren
wulrde, war der dritte Spruchpunkt des erstinstanzlichen Bescheides ersatzlos zu beheben.

Zusammengefasst war somit spruchgemafl zu entscheiden.
Schlagworte

Familieneinheit (ab 08.04.2008), Familienverfahren, non refoulement, Spruchpunktbehebung-Ausweisung
Zuletzt aktualisiert am
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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